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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Mech serbien 


Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsattsblätter fe c 
Erlaſſe, Urkunden ufr. . 


J atari 0. mes ali. Bod. medita nid. Turtodid® Tao, sonatvodi 0,118 


(Nr. 14226.) Verordnung über die Horle. Vom 9. Januar 1935. 


Nachdem der Oberpräſident (Verwaltung des Niederſchleſiſchen Provinzialverbandes) in 
Breslau zugeſtimmt hat, werden gemäß § 50 des Geſetzes zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 
in der Provinz Schleſien vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171) die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
mit Ausſchluß der nur auf den erſtmaligen Ausbau bezüglichen auf die Horle von der Militſcher 
Kreisgrenze bis zur Einmündung in die Bartſch ausgedehnt. 


Berlin, den 9. Januar 1935. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 
Popitz. Darré. 


(Nr. 14227.) Anordnung über die Ernennung und Entlaſſung der Beamten der allgemeinen und inneren 
Verwaltung. Vom 14. Februar 1935. 


Auf Grund der mir durch die Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers über die Wenn 
und Entlaſſung der Reichs- und Landesbeamten vom 1. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 73, 74) 
und durch den Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 6. Februar 1935 (Geſetzſamml. S. 13) 
erteilten Ermächtigung ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsminiſters der Finanzen für den Bereich 
der allgemeinen und inneren Verwaltung folgendes an: 
115 Ich behalte mir vor 
a) bei Reichsbeamten 
die Ernennung und Entlaſſung der Inhaber von Planſtellen der Reichsbeſoldungs— 
gruppen A 2 d bis A4 c, 
b) bei Reichs- und Landesbeamten 
1. die Einſtellung der Gerichtsaſſeſſoren in die allgemeine und innere Verwaltung, 
2. die Ernennung und Entlaſſung der Regierungsaſſeſſoren, 
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3. die Ernennung und Entlaffung der nichtplanmäßigen — auch der kommiſſariſchen — 
Beamten, die entſprechend den Reichsbeſoldungsgruppen A 2 c und aufwärts beſoldet 
werden, ſoweit ſich in Preußen der Miniſterpräſident dieſe Befugnis nicht vor⸗ 
behalten hat, ’ 

4. die Ernennung und Entlaffung, ſoweit ſich der Führer und Reichskanzler das Er⸗ 
nennungs⸗ und Entlaſſungsrecht nicht vorbehalten hat, 
aa) der Offiziere der Schutzpolizei und Gendarmerie, 
bb) der Beamten des ſtaatlichen Polizeiverwaltungsdienſtes der Länderbeſoldungs⸗ 

gruppen, die den Reichsbeſoldungsgruppen A 3 und aufwärts entſprechen, 


cc) der Beamten der ſtaatlichen Kriminalpolizei der Länderbeſoldungsgruppen, die 
den Reichsbeſoldungsgruppen K 4 b und aufwärts entſprechen. 


II. Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und Entlaſſung der 
ſonſtigen Reichs⸗ und Landesbeamten 
a) den Vorſtänden der mir nachgeordneten Reichsdienſtſtellen, ſoweit es ſich um Beamte 
dieſer Dienſtſtellen handelt, 
b) für Preußen 
den mir nachgeordneten Dienſtſtellen im Rahmen ihrer bisherigen Befugniſſe, 
e) für die übrigen Länder 
den Reichsſtatthaltern, ſoweit es ſich um ihnen unmittelbar unterſtellte Reichsbeamte und 
um die ſonſtigen Landesbeamten handelt. 
Ich weiſe ausdrücklich darauf hin, daß bei Abweichung von den Reichsgrundſätzen über Ein⸗ 
ſtellung, Anſtellung und Beförderung vorher die nach den Erlaſſen des Führers und Reichskanzlers 
erforderliche Zuſtimmung bei mir zu beantragen iſt. 


Berlin, den 14. Februar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
49 In Vertretung: 
Grauert. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In Nr. 42 Sonderabdruck 19 a des Miniſterialblatts für die Preußiſche innere Verwaltung 1934 
iſt die zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Verfaſſung der Hauptſtadt Berlin 
vom 29. Juni 1934 (Geſetzſamml. S. 319) vom 10. Oktober 1934 veröffentlicht worden. 


Berlin, den 6. Februar 1935. 


Zugleich für das Preußiſche Finanzminiſterium: 
Das Reichs- und Preußiſche Miniſterium des Innern. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Januar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köslin Nr. 5 S. 13, ausgegeben am 2. Februar 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Januar 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz in 
Düſſeldorf zum Bau einer Umgehungsſtraße Trier-Koblenz (km 29,1 29,8) 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 4 S. 11, ausgegeben am 26. Januar 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Januar 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Syke zum Bau einer Landſtraße 
von Syke nach Geſſel 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 4 S. 13, ausgegeben am 26. Januar 1935. 


Berichtigung. 


a) In der Polizeiverordnung über den Vertrieb von Sprengſtoffen und Zündmitteln an den 
Bergbau vom 13. Dezember 1934 (Geſetzſamml. 1935 S. 1) muß es 


1. auf Seite 1 Zeile 11 von unten ſtatt „bergbaupolizeilichen“ heißen „bergpolizeilichen“, 
2. auf Seite 3 Zeile 20 von oben ſtatt „Sprengſtoffkapſeln“ heißen „Sprengkapſeln“, 

3. auf Seite 3 Zeile 18 von unten ſtatt „Iniitierwirkung“ heißen „Initiierwirkung“ und 
4. ſind auf Seite 7 Zeile 11 von oben die Worte „und Zündmitteln“ zu ſtreichen. 


b) In dem Erlaß über Beamtenernennungen vom 6. Februar 1935 (Geſetzſamml. S. 13) 
muß der erſte Satz wie folgt lauten: 


Durch den Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 1. Februar 1935 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 73) iſt mir die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Inhaber preußiſcher Planſtellen in Beſoldungsgruppen, die den Reichs⸗ 
beſoldungsgruppen K 2 d und abwärts entſprechen, und der außerplanmäßigen 
Beamten übertragen worden. 


, 
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